
A lüitfeilungS ' BIatf
des Verbandes der sozialdemokratischen Wahlvereine Berlins und Umgegend . -

Z « beziehe « d « ech die BezirKsführer die Rümmer zu 10 Pf . oder durch die Post . — Redaktton u . Verlag : 0 . 21 , Schicklerstr . 5 . Fernruf : Alexander » 3007 .

Nr . 46 . Berlin , den 10 . Februar 1918 . 12 . Jahrgang .

In Berlin herrscht die Ordnung .
Deutschlands

erster politischer Mastenstreik .

Acht Tage lang hat der erste politische Massen -
streik in Deutschland gewährt . Wenn je eine Be -

wegung von unten auf , aus den Massen selbst
heraus entstanden ist , so ist es diese Streikbewe -

gung . Der abhängigen Sozialdemokratie und den

Gewerkschaftsführern muß gerechterweise zugestan -
den werden , daß sie in dreieinhalb Kriegsjahren
alles Erdenkliche getan haben , Wollen und Fähig -
keit der Masten zu solchen Aktionen zu lähmen .

Die Sozialdemokratie als Arbeiterpartei aber

hätte jedes Daseinsrecht verloren , hätte sie
dem oft unklaren und instinktiven Willen der

Massen nicht bestimmte politische Formen und ein

politisches Ziel gegeben .

Es war und ist nur der reaktionären und bür -

gerlichen Presse möglich , über die Mastenbewegung
der Arbeiter so zu schreiben , wie es ihr ums Herz
ist . Und sie macht davon auch ausgiebigsten (sie -
brauch . Was vom Standpunkte der Arbeiterklasse
und der sozialistischen Weltanschauung zu den Er -

eignissen der letzten Tage gesagt werden müßte ,
muß vorläufig ungesagt blerben . Graf Herumij ,
Herr v. Payer usw . haben den Arbeitern gezeigt ,
was von den vielgerühmten ersten Ansätzen zu
einer Parlamentarisierung des politischen Lebens

zu halten ist . Und die bürgerlichen Parteien des

Reichstages� haben den Arbeitern den ganzen
Jammer unseres politischen Lebens dadurch offen -
bart , daß sie in diesen bewegten Zeiten ihre Diäten
lieber am trauten Familienherd verzehren , als der

Vertretung des deutschen Volkes Gelegenheit geben
wollen , zu den brennenden Zeitfragen Stellung
zu nehmen . Herr Kaempf hat den Antrag der

sozialdemokratischen Parteien auf sofortige Ein -

berufung des Reichstages abgelehnt ; der auf den
19 . Februar festgesetzte Termin des Zusammen -
tritts des Reichsparlaments soll noch weiter

hinausgeschoben werden . Inzwischen unterhalten
sich die Wahlrechtsverschlepper des preußischen
Dreiklastenhauses wochenlang über die künftige
Zusammensstzung des feudalen Herrenhauses . Das

Volk mag inzwischen an dem Wahlrechtsversprechen
zehren .

'
.

*

Was die Anderen sagen .

Alles , was an Anfeindungen und Anwürfen
gegen die Arbeiterklasse und den Sozialismus von

der internationalen Reaktion ersonnen worden ist ,
hat in diesen Tagen seinen Riederschlag in der

deutschen bürgerlichen Presse gefunden , am

schlimmsten natürlich in den reaktionären und all -

deutschen Blättern . Selbst der Chefredakteur des

„ Berliner Tageblattes " , dem von der konser -
vativen Presse angebliche Sympathien für den

Streik vorgeworfen wurden , schrieb von „ einem
törichten , völlig sinnwidrigen und ganz aussichts -
losen Streik " , von einem „ wirren , sinnlosen Unter -

nehmen " , usw . Die Arbeiter können �daraus
schließen , wie erst in der reaktionären Presse gegen
sie getobt und gewütet wurde . Es versteht sich am

Rande , daß da mit Landesverrats - Denunziationen
nur so herumgeworfen wurde , daß Graf Reventlow
über die „ Schamlosigkeit des Berliner Mobgeistes "
schrieb , von anderen Stilblüten ordnungswütiger
Federhelden und Heimkrieger abgesehen . Aber
auch Blätter , die noch viele Arbeiterleser hatten ,
oerspritzten ihr Eist gegen die Massenbewegung
der Arbeiter , so die „ M o r g e n p o st ", der

„ L o k a l a n z e i g e r " , die „ V o l k s z e i t u n g",
„2J. Z. a . M. " u . a . Die Arbeiter mögen daraus

ersehen , wie sehr heute noch nach 55 Jahren die

Lassalle - Worte über die Presse zutreffen :
„ Unser Hauptfeind , der Hauptfeind aller ge -

sunden Entwicklung des deutschen Geistes und des

deutschen Volkstums , das ist heutzutage die

Presse . Die Presse ist in dem Entwicklungs -
stadium , auf welchem sie angelangt ist , der gefähr -
lichste , der wahre Feind des Volkes , ein um so
gefährlicherer , als er verkappt auftritt . Ihre
Lügenhaftigkeit , ihre Verkommenheit , ihre Unsitt -
lichkeit werden von nichts anderem überboten , als

vielleicht von ihrer Unwissenheit . "
„ Die Lügenhaftigkeit dieser Presse haben Sie

. . . . am besten erfahren , und doch wissen auch
nur die wenigsten von Ihnen auch nur den aller -

geringsten Teil dessen , was in dieser Hinsicht vor -

gekommen . Täglich Lügen , Lügen in reinen ,

puren Tatsachen , Tatsachen erfunden , Tatsachen in

ihr Gegenteil entstellt — das waren die Waffen ,
mit denen man uns bekämpfte . "

Was Lassalle hier von der liberalen Presse
seiner Zeit sagt , trifft in vollem Umfange auf die

kapitalistische Presse unserer Tage zu , deren

Geisteszustand erst recht gemeingefährlich gewor -
den ist .

*
»

*

Die EhnmK des Mqssenftreiltg .
Mehr wie eine kurze Registrierung der Ereig -

nisse der Streiktage kann hier nicht gegeben wer -

den , und auch diese muß dürftig und lückenhaft
bleiben .

Am 28 . und2 9. Januar vollzieht sich in

aller Ruhe und Ordnung der Auszug von Taufen -
den von Arteitern aus den Betrieben , vor allem

denen der Nüstungsindustrie , aber auch andere Be -

triebe schlichen sich der Bewegung an . Eine Ver -

sammlung im Eewerkschaftshause wählt aus den

Vertrauensleuten der Betriebe einen Arbeiterrat .
aus dessen Mitte ein Ausschuß von 19 Arbeitern

und einer Arbeiterin als Streikleitung bestimmt
wird . Die Versammlung legt dem Streik bestimmte
politische Forderungen zugrunde , Je drei Abge -
ordnete der Unabhängigen und der Abhängigen
Sozialdemokratie werden dem Ausschuß zugesellt .
Die Gewerkschaftsführer erklären ihre Neutralität .

Vom 29 . Januar ab werden alle Versamm -
lungen der Arbeiter verboten . Am 3 9. Januar
sperrt ein starkes Polizeiaufgebot das Gewerk -

schaftshaus . Den Mitgliedern des Ausschusses
wird unter Strafandrohung eröffnet , daß ihnen
jede Betätigung für den Streik verboten ist .

Am 31 . Januar wird durch eine Verfügung
des Oberkommandos in den Marken der Streik als

eine „ Gefährdung der öffentlichen Sicherheit " be -

zeichnet , das Zusammentreten des Arbeiterrates ,
seines Ausschusses oder irgendeiner anderen Streik -

leitung verboten .

Die Streikbewegung hat inzwischen an Aus -

dehnung zugenommen . Auch aus der Provinz :
Kiel , Hamburg , Danzig , Magdeburg , Nürnberg ,
München , Rheinland - Westfalen , später auch aus

Köln , Mannheim , Kassel usw . kommen Nachrichten
über Streikbewegungen .

Während der ganzen Zeit weigert sich die Regie -
rung , mit den streikenden Arbeitern in VerHand -
lungen einzutreten . Der Reichskanzler , der Unter -

staatssekretär Wallraf , schließlich auch der „ demo -
kratische " Vizekanzlev von Payer wollen zwar mit

Abgeordneten und offiziellen Vertretern der

Eeneralkommission der Gewerkschaften verhandeln ,
für die Arbeitervertreter aber sind sie nicht zu

sprechen .
Inzwischen sorgt die Berliner Schutzmannschaft

auf Straßen und Plätzen für „Sicherheit und Ord -

V e r l i n , den 5. Februar 1918 .

nung " , zum Teil ist sie durch Unteroffiziere der

Garnison verstärkt worden . An verschiedenen
Stellen der Stadt wird versucht , den Straßenbahn -
verkehr zum Stehen zu bringen , indem einige An -

Hängewagen aus den Schienen gehoben werden .

In Moabit kommt es zu ernsteren Zusammen -
stößen , bei denen auf beiden Seiten von der Schuß -
waffe Gebrauch gemacht wurde .

Am 1. Februar erließ das Oberkommando
in den Marken folgende Bekanntmachung :

Die AusstandSbcWcguug , in der ei « Teil der

Arbeiter von Groß - Berlin verharrt , beeinträchtigt die

Versorgung des Heeres und der Marine mit Waffe «

und Munition . Ich habe daher folgende Betriebe :

t . Deutsche Wasfeu - und Munitionsfabrik in .

Marienfelde , Lichtenberg und Wittenau ,
2. Berliner Maschiuenbau - Aktieu - Gesellschast vorm .

L. Schwartzkopff , Berlin ,
3. A. Borsig in Vcrlin - Tegel ,
1. Allgemeine Elektrizitäts - Gesellschaft — Fabrik

Hennigsdorf ,
5. Argus Motor - Gesellschaft Berlin - Reinickendorf ,

6. Flug - Vcrkchrs - Gesellschast Johannisthal ,
7. Daimler - Motoren Zmcignicderlassung Marien -

sclde

unter militärische Leitung gestellt
und den Arbeitern dieser Betriebe aufgegeben , die

Arbeit spätestens Montag , den 4. Februar 1318 , bis

morgeus 7 Uhr wieder aufzunehmen . Zuwider -

handelnde setzen sich schwerer Bestrafung nach den Bor -

schrifren des Belagerungszustandes aus ? die Wehr -

Pflichtigen unter ihnen werden außerdem militärisch

eingezogen werde « .

Während die Schutzleute das Streikfeuer zu

löschen suchten , führte die „ Norddeutsche Allgemeine
Zeitung " den geistigen Ordnungskampf gegen die

Streikenden .

Am 2. Februar trat zum ersten Male im

Moabiter Eerichtsgebäude das außerordent -
liche Kriegsgericht zusammen und verur -

teilte den Dreher Heinrich Schulze wegen Landes -

verrats , begangen durch Verteilung von Streikzet -
teln , zu 6 Monaten Gefängnis . Schulze , der eine

gelähmte Frau und zwei Kinder hat , ist Mitglied
des Metallarbeiterverbandes� und der llnabhän -
gigen Sozialdemokratie . Er wurde in Haft be -

halten .

Am 4. Februar - wurde Genosse Reichstags -
abgeordneter Dittmann , der im Treptower Park
verhaftet worden war , zu 5 Jahren Festung und

2 Monaten Gefängnis verurteilt . Der Anklage -
Vertreter hatte 6 Jahre Zuchthaus beantragt . —

Eine Anzahl Zeitungen , die einen ausführlichen
Bericht über die Verhandlung gebracht hatten ,
wurden für kurze Zeit verboten .

Das außerordentliche Kriegsgericht umfaßt drei

Strafkammern , die im Moabiter Justizpalaft
tagen und mit drei militärischen und zwei Zivil -

richtern besetzt sind .

In der Streikwoche sind zahlreiche V e r h a f -

t u n g e n vorgenommen worden . Am 2. Februar
berichteten bürgerliche Blätter , daß nach amtlicher
Feststellung die Zahl der Verhafteten 84 betragen
habe . Damit scheint aber die Zahl noch nicht

erschöpft .
DieWiederaufnahme derArbeit

erfolgte im Laufe des Montags (4. Februar ) .
Ein großer Teil der Arbeiter war aber noch am

Montag der Arbeit ferngeblieben , sie kehrten erst
am Dienstag , den 5. Februar , in die Betriebe zurück

Auch in der Provinz wurden viele Verhaftun -
gen und Einziehungen von Streikenden vorgenom -



inen . In München wurde unter anderen der

Schriststelleound frühere Vorwärtsredakteur Kurt

E i s n e r verhaftet .
»

KrisgsgerichtsnrteU in Köln .
Am Mittwoch nachmittag wurde in Köln der

Dreher Bernhard Hammer aus seinem Betrieb heraus
» erhaftet , weil er Flugblätter der Unabhängigen
sozialdemokratischen Rcichdtagsfraktton verbreitet hat .
Am Freitag wurde er von dem auherordentlichen
Kriegsgericht wegen versuchten Landesverrats zu
einem Jahr Festungshaft verurteilt . Ter Staats -
nnwalt hatte ein Jahr Gefängnis beantragt . Weil
der Angeklagte nicht vorbestraft war und das Kriegs -
gerichr keine unedle Gesinnung annahm , wurde auf
Festungshaft erkannt .

Hammer war Mitglied und Vertrauensmann des
Kölner Unabhängigen svzialdemotratischen Vereins .
Gegenwärtig sind zusammen vier Mitglieder der Köl -
ner Ortsgruppe in Haft .

-»

Es ist wirklich mehr als dürftig , was ein Ar -

beiterblatt über diese Massenbewegung der Arbei -

ter berichten kann . Es wird aber die Zeit kommen ,
in der ihre Geschichte und ihre Lehren ausführ -
licher gewürdigt werden müssen .

BHsHgatng der Berliner Stratzendahner .
Der Herr Oberbefehlshaber in den Marken hat

an die Direktton der Großen Berliner Straßenbahn ,
die Betriebsleitung der Berliner Städtischen Straßen -
bahn und die Gesellschaft für elektrische Hoch - und
Untergrundbahnen das nachstehende Schreiben ge -
richtet :

„ Es ist mir gemeldet , daß die Berliner Straßen -
ö « hn ° Angestellten während der schwierigen Verhält -
nisse in voriger Woche ihren Dienst mit ganz beson -
derer Hingebung erfüllt haben . Ich habe hiervon mit
lebhafter Befriedigung Kenntnis genommen . Die
Aufrcchterhaltung der Personenbeförderung in der
Ncichshauptstadt ist eine unbcdinate Notwendigkeit .
Ich freue mich , daß die Straßenbahn - Angestellten , so -
wohl Männer als Frauen , dies richtig erkannt und
ihren Stolz darin geseßt haben , durch treue Erfüllung
ihrer Pflicht der Gesamtheit und damit dem Vater -
lande wertvolle Dienste zu leisten .

Ich ersuche die Betriebsleitung , allen Beteiligten
meinen Dank und meine Anerkennung zum Ausdruck
zu bringen .

Der Oberbefehlshaber in den Marken .

gez . v. Kessel ,
Generaloberst . "

Die GetteralKsiumifston und der Streik .
Das „ Verl . Tagebl . " brachte in seiner Abend -

ausgäbe vom 5. Februar folgende Zuschrift der

Eeneralkommission der Gewerkschaften :

„ In dem in Nummer LI Ihres geschätzten Blattes
vom L. Februar t91ö enthaltenen Artikel „ Die Regie -
rung und die Arbeiterschaft� wird unter anderem dar -
gelegt , weshalb Verhandlungen zwischen der
Regierung und Vertretern der Streikenden nicht zu -
stände gekommen seien . Dabei wird die Auf -
fassung vertrete » , daß die Schuld der Generalkom -
mtflion . zur Last falle . In dem Artikel heißt eS :

„ EL hat den Anschein , als komme die Weigerung
in der Tat von der Generalkommisfion ,
nicht von den Abgeordneten , oder auch nicot von den

Abgeordneten der alten sozialdemokratischen Frak -
tion . Auch dieser Staudpunkt erscheint uns keines -
falls einwandfrei . ES handelt sich nicht darum , ob
die Gelleralkommisstou eine Verantwortung für den
Streik übernimmt , sondern darum , daß sie oermtt -
telnd zu einem Ausgleich beitragen soll . Das kann
auch ein „ Neutraler " tun und seine Neutralität wird
dadurch nicht beeiuträchttgt , nicht verletz ! ? '

Wie Sie zu dieser Auffassung haben kommen
ksnnen , ist nicht verständlich , weil aus der in derselben
Nummer Ihres Blattes zum Abdruck gebrachten Er -
tlärung des Parteivorstandes ersichtlich ist , daß die
unabhängige sozialdemokratische Partei die For -
derung des Reichskanzlers , eine Vertretung der Gene -
ralkommission zu den Verhandlungen hinzuzuziehen ,
abgelehnt hat . Wir sind mit Ihnen der Meinung .
daß Kompetenzfragen und Bedenklichkeiten in einer
fo schwierigen Sittiativn nicht angebracht sind , daß
» ielmehr alles getan werden müsse , um schnell und in
einer Weise , die möglichst wenig Verbitterung hinter -
läßt , den Streik beizulegen . Die Generalkom -
miss ton hat sich denn auch sofort bereit
erklärt , dem Wunsche des Reichskanz -
Urs Rechnung zu tragen u n d Vertreter

zu den Verhandlungen zu entsenden .
Es ist ihr aar nicht in den Sinn gekommen , daß sie
durch die Beteiligung an den Verhandlungen ihre
Neutralität verletzen könne . Durch ihre Beteiligung
wäre eS möglich gewesen , auch Vertreter der
S t r e i k e u d e n in ihrer Eigrnschaft als Angehörige
der Ortsverwaltung einer gewerkschaftlichen Organisa -
tion an den Verhandlungen zu beteiligen . Der Wunsch
der Streikenden wäre all » im wesentlichen erfüllt wor -
de » . Die Vertreie ? der unabhängigen
Sozialdemokr - , iic lehnten es aber ab , eine
ofsizielle Vertrelurg der Generalkommiffion hinzu -
» uziehen . Sie verzichiete » lieber auf jede Berhand -
lung . als daß sie iiese Konzession gemacht hätten .

Das Verhalten entspricht durchaus der von unab¬

hängiger Seite betriebenen Hetze gegen die Gewerk -

schaftSführer . In einem anonymen unter den �

Streikenden verbreiteten Flugblatt heißt es : :
„ Sorgt dafür , daß die G e w e r k s ch a f ts - -

f ii h r e r , die Rcgierungssozialisten und alle „ Durch -
Halter " unter keinen Umständen in die Vertretung
gewählt werden . Hinaus mit den Burschen aus
den Arbeiterversammlungen . Diese Handlanger

' und freiwilligen Agenten der Regierung , diese Tod -
feinde des Massenstreiks , haben unter den kämpfen -
den Arbeitern nichts zu suchen . "

Die hier zum Ausdruck gekommene Auffassung ist
es , die für die Stellungnahme der Vertreter der unab -
hängigen Sozialdemokratie ausschlaggebend war .

Wir bitten Sie , von dieser Richtigstellung in
Ihrem Blatte Notiz nehmen zu Wüllen .

Hochachtungsvoll
Die Generalkommission der Gewerkschaften

Deutschlands .
G. Bauer ,

Mitglied des Reichstags . "

Die Eeneralkommission der Gewerkschaften hat
durch ihre ganze bisherige Kriegspolitik die Miss -
stimmung weiter Arbeiterkreise hervorgerufen .
Die Neutralitätserklärung hat dem Ganzen erst
die Krone ausgesetzt . Es ist daher nur zu begreif -
lich , bah viele Arbeiter von den Legisn , Bauer usw .

als „ ehrlichen Maklern " nichts wissen wollten . Die

Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokratie ha -
den sich nur zum Sprachrohr der Arbeiterftim -
mung gemacht . Aber es entspricht durchaus der

Geistesverfassung der Eewerkschafts�rößen , wenn

sie jetzt ihre Pfeile gegen die Unabhängige Sozial -
demokratie richten . Und sie sind sich dabei des Bei -

falls der Mächte , an deren Wohlwollen ihnen mehr
liegt als an dem konsequenten Eintreten für prole -
tarische Forderungen , sicher . Aber sie können ge -

wiss sein , dass ihre Kriegspolitik und ihre Neu -

tralitätserklärung wie auch die Rolle , die ihre Ma -

rionetten innerhalb der Streikbewegung gespielt
haben , in den Gewerkschaftsversammlungen noch
auf lange hinaus Gegenstand von lebhaften Er -

örterungen fein werden .

Frsrnzöfische Vartettagunoen .
Die Ständige Vrrwaltunaskommiffion der fron -

zösifchen sozialistischen Partei hat für den 17. Februar
eine Tagung des Nativnalrats zusammenberusen mit
folgender Tagesordnung :

1. Budget der Partei für 1018 .

2. Die sozialistische Jntcralliiertenkonserenz .
S. Allgemeine Tätigkeit der Partei und Anwen -

bung der Resolutionen des Kongresses vor Bordeaux ,
besonders in bezug auf

a ) die Maßnahmen , um die parlamentarische
Aktion der Partei während des Krieges zu verein -
bettlichen :

b) die Vorbereitung des neuen Wahlregimes .

Kurz vor dieser Sitzung des Nationalrats wirb
eine Konferenz der Parteiminderbeit stattfinden . Am
16. Januar war das Aktionskomitee der MinderUit
zusammengetreten . In dieser Besprechung sind fol -
gende Beschlüsse gefaßt worden :

1. Die Minderheit wird sich an der sozialistischen
Jntrralliiertenkvnfercnz nur beteiligen , wenn die
russische sozialistische Partei und die ofsizielle imlie -
nische Partei sich auf ihr vertreten lassen .

2. Die Minderheit wird am 16 . Februar zu einer
Nationalkonferenz zusammentreten . Diese Konferenz
wird in Anbetracht dessen , daß am Tage daraus der
Nationalrat tagt , in Paris stattfinden .

Sodann wurde noch folgende Tagesordnung be -
schlössen :

„ Angesichts der Verhaftung der Genossin Eol -
l i a r d , die mehreren Verhafttingen sozialistischer und
gewerkschaftlicher Mitkämpfer und Mitkämpferinnen
folgte ,

bedrückt durch das hartnäckige Schweigen der sozia -
ltstischen Parlamenrsgruppe und der Zentralorgane
der Partei ,

fordert das Komitee für die Verteidigung des
internationalen Sozialismus die Minderheitsabgeord -
neten auf , sowohl im Parlament wie in der Partei eint

sofortige Aktion zu unternehmen , um eine Protest -
bewegung zu entfachen , die dahingeht , die Regierungs -
Unterdrückungen zu erschüttern , die Vesreiun « der Ge¬
nossen im Gefängnis zu erlangen , und die Meinungs -
freiheit zu garantieren . "

Die Genossin Colliard , deren Freilassung die
sozialistische Minderheit fordert , gehört ebenfalls wie
das Ehepaar Mayoux und Fr . Brion der Gewerkschaft
der Lehrer an . Gegen diese Organisation richtet sich
die Feindschaft der Regierung besonders heftig , weil
sie eine energische Friedenspolitik betreibt . Die fran -
zösischen Lehrer werden sich natürlich auch durch Maß -
regelungen nicht davon abhalten lassen , das zu tun ,
was sie als Pflicht gegenüber dem französischen Volk
und besonders dem französischem Proletariat erkannt
haben .

Dke Stadtverordaeten
» itd das Uersammlungsrecht .

Die Berliner Stadtverordneten hatten sich in ihrer
Sitzung am 31 . Januar mit zwei Anträgen der Un -

abhängige « sozialdemokratischen Fraktion zu beschaf -

1 tigen , die sich auf das Versammlungsrecht bezogen .
jDcr eine Antrag ging dahin , daß der Magistrat bei
- den zuständigen Behörden vorstellig werden soll , die

Abhaltung von Kommunalwählerversammlungen zu
ermöglichen . Begründend wurde vom Genossen Paul
Hoffmann auf das Verbot von Wählerversammlungen
tm 11. Kommunalwahlbezirk hingewiesen . Es sei da -
durch den Kommnnalwählern unmöglich gemacht , zu
den Fragen der Kommunalwahlpolitik Stellung zu
nehmen , auch die Kandidatenaufstellung in regelrechter
Form vorzunehmen . Die bürgerlichen Rebner erkann -
ten den Grundgedanken des Antrages an , beantragten
aber eine andere Formulierung , nach der der Magistrat
ersucht wird , vorstellig zu werden , daß nach Ausschrci -
bung der Stadtverordnetenwahl Kommunalwählcr -
Versammlungen znr Aufstellung der Kandidaten und
Besprechung der Wahl zugelassen werden . Namens
des Magistrats erklärte der Oberbürgermeister , daß
nach der Städteordnung dem Magistrat wichtige Be -
fngnisse über den Bollzug der Wahl übertragen sind .
AuS diesem Grunde habe auch der Magistrat ein leb -
Haftes Interesse daran , daß die Wahl sich frei und un -
behelligt vollzieh «. Deshalb werde der Magistrat sich
gern dem Austrage unterziehen . Der Antrag gelangte
nach Ablehnung der Formulierung unsere ! Genossen
in der von den bürgerlichen Fraktionen beantragten
Form zur einstimmigen Annahme .

Ein anderes Schicksal hatte der zweite Autrag , der
folgenden Wortlaut hatte :

1. Die Stadtverordneten - Versammlung protestiert
gegen die völlig unbegründete und die weitesten
Kreise der Bürgerschaft empörende Aushebung
des Vereins - und Versammlungsrechts der ftrei -
kenden Arbeiterschaft ,

2. De : Magistrat wird ersucht , schleunigst alle Maß -
nahmen zu ergreifen , um der Berliner Bürger -
schaft wieder die Ausübung des Vereins - und
Versammlungsrechts zu ermöglichen .

Genosse Äenl von der Unabhängigen Fraktion
begründete den Antrag . Er wies auf die Friedens -
aktion der Berliner Arbeiterschaft hin und betonte ,
daß den Arbeitern baS Recht genommen worden sei ,
zur Beratung ihrer Angelegenheiten sich zusammen -
zufinden . Dieses elementare Versammlungsrecht sei
verfassungsmäßig und gesetzlich festgelegt . Nehme man
das , so werde es unmöglich , eine Bewegung in aeord -
neten Bahnen zu halten und gieße nur Oel inß Feuer .
Ein Ausgleich sei dann nicht möglich . Der Magistrat
müsse ein Interesse an dem großen Teil der Berliner
Bürgerschaft nehmen , als welche die Arbeiterschast
erscheine . Der Oberbürgermeister erklärte , daß im
vorligenden Fälle die Sache anders liege , wie bei den
Kommunalwählerveriammiungen . Wohl könne auch
der Magistrat bei Differenzen zwischen Arbeitgeber
* ud Arbeitnehmer vermittelnd eingreifen , wenn er
darum ersucht werde . DaS liege aber nicht vor . Im
Interesse deö Vaterlandes richte er an die Berliner
Bürgerschaft das herzlichste und dringendste Ersuchen ,
alles zu tun , die Arbeit in geordneter Ruhe wieder
zu verrichten .

Herr Cassel und Herr Mommseü als Redner der
bürgerlichen Gruppen erklärten , den Antrag ablehnen
zu müssen . ES handle sich um einen politischen Streik .
Hierfür wäre die Stadtverordnetenversammlung gar
nicht zuständig - Als deutscher Mann — so sagte Herr
Mommsen — könne er dem Antrage seine Zustimmung
nicht geben . Das gehöre übrigens vor den Reichstag .
Tie Verantwortung für die Folgen der Ablehnung
des Antrages falle ganz anderen Leuten zur Last , als
den bürgerlichen Gruppen .

Herr Pfannkuch von der abhängigen Fraktion er -
klärte , sich nicht darüber auslassen zu wollen , ob der
Streik berechtigt sei oder nicht . Der sozialdemokratische
Parteivorstanb habe mit der Tatsache zu rechnen , daß
der Streik da sei . Und da habe er es für richtig ge -
halten , auch seinerseits an dem weiteren Verlauf mit -
zuwlrkeu , um die Bewegung in geordnete Bahnen zu
lenken und für einen regulären Verlauf zu sorgen .
Das sage er , da doch die Stellung seiner Partei zur
Frage der Landesverteidigung bekannt sei . Das

hätten seine Freunde durch die Tat bewiesen . Seine
Fraktion werde für den Antrag stimmen .

Genosse Adolf Hofsmann legte dar , daß die Ereig -
nisse der legten Tage nicht zuletzt darauf zurückgeführt
werden müßten , daß die Arbeiter an regelrechten Zu -
sammenkllnften verhindert seien . Die politischen und
wirtschaftlichen Zustände in Deutschland nötigten auch
die Arbeiter , thre Meinung darüber in der unzwei -
deutigsten Weise zum Ausdruck zu bringen . Das sei
ihr gutes Recht . Die Arbeiter wollen Frieden , Frei -
Heu und Brot . In derben Worten rechnete er mit
den Herren Cassel und Mommsen ab . wiederholt unter
stürmischer Zustimmung seiner Freunde und der
Tribünenbesucher und von starkem Widerspruch der
bürgerlicUn Stadtverordneten unterbrochen . Der
Vorsteher untersagte dem Tribünenpublikum jedes
Zeichen des Beifalls und drohte mit Räumung der
Tribüne� Und als zum Schluß der Hoffmannschen
Rede das Tribünenpublikum Beifall spendete , machte
der Vorsteher , Herr Michelet , seine Drohung wahr
und veranlaßtc die Räumung der Tribüne , was zu
lebhaften Auseinanbersetzungelr auf der Tribüne so -
wohl wie im Saale zwischen unseren Genossen und
den übrigen Stadtverordneten Anlaß bot . Die Ans -
regung hatte einen Höhepunkt erreicht , wie er im
Roten Hause noch nicht da war . Tatsächlich hat selbst
der frühere Präsident deS preußischen Abgeordneten¬
hauses , Herr v. Kröcher , das Mittel der Räumung der
Tribüne nie angewandt , wenn er auch wiederholt da -
mit gedroht hat . obwohl Herr v. Kröcher wirklich zu
den . starken Männern " gehörte . In nament -

licher Abstimmung wurde der Antrag unserer Genossen
mit 71 gegen 31 Stimmen abgelehnt .



MftMMgMab ! in niederbantim .
Die Reichstagswahl im Kreise Niederbarnim ,

die durch den Tod unseres Genossen Artur Stadt -

Hagen notwendig geworden ist , findet am

Donnerstag , den 14 . Ntäxz
statt .

Die Auslegung der Wählerlisten beginnt nach
einer Bekanntmachung des Regierungspräsiden¬
ten am

Dienstag , den 12 . Februar .
Zum Wahlkommissar ist der Landrat des Kreises
Niederbarnim , von Bredow , bestimmt worden .

»

Wahlberechtigt zum Reichstag ist jeder mann -

liche Deutsche , der das 25 . Lebensjahr vollendet

hat , keine laufende Armenunterstützung bezieht
und in der Wählerliste eingetragen ist .

Wer sich sein Wahlrecht am 14 . März sichern

will , tut gut , vom kommenden Dienstag ab am

Orte in den Eemeindebüros nachzusehen oder nach -

sehen zu lassen , ob er in der Wählerliste steht .
*

Als Kandidat der Unabhängigen sozialdemo -
kratischen Partei ist von den Funktionären des

Kreises der Schriftsteller
Dr . Rudolf Breitscheid

aufgestellt worden .

Es gilt nunmehr , in eine rege Agitation für
den Kandidaten der Unabhängigen sozialdemo -
kratischen Partei einzutreten .

Niederbarnim .
Von Nut ) . Breitscheid .

Der Termin für die Reichstagsersatzwahl im

Kreise Nicderbarnim ist nunmehr für den 1 4.

März festgesetzt worden . Der eigentliche Wahl -
kämpf hat also seinen Anfang genommen . Freilich ,
das ist ein Mahlkampf , der unter ganz außer -

gewöhnlichen Bedingungen und unter unerhörten
Schwierigkeiten geführt werden muß ! Wir sind im

Kriege , wir leben einstweilen unter dem oerschärf -
ten Belagerungszustand , wir haben keine Tages -
zettung zu unserer Verfügung , ein Teil unserer

besten Hilfskräfte ist uns auf die eine oder andere

Weise entzogen .
Nichts aber ist bedauerlicher , als daß dieSchwie -

rigkeiten noch erhöht werden durch Leute , die uns

politisch nahestehen , und nichts ist mir weniger er -

freulich , als daß ich mit einer Abwehr gegen Kreise
beginnen muß , denen ich nicht radikal genug er -

scheine .
Da ist zunächst die Bremer „ Arbeiter -

p o l i t i k", die u. a . folgendes von mir sagt :
„ Herr Breiischeid kam von den Naumännern her ,

war bis zum Kriege einx bewährte Stütze deö Herrn
Stampfer , dessen Korrespondenz er in der Abwesen -
hcit ihres Herausgebers leitete , und ging iiq Kriege
zu den Sozialpazifisten über , an deren Korre -
spondenz er sich mit KautSky , Bernstein und Ströbcl
beteiligte . Man sieht , Herr Breitscheid hat sich ent -
wickelt ? auch ist er redebegabt , liebenswürdig ,
recht von Herzen paziftstisch , kurz : er ist der Manu ,
der vor allem auch die bürgerlichen Wähler
Niederbarntms zu sich herüberziehen wird . "

Offen gestanden bereitet mir diese Kritik nicht
allzuviel Schmerzen . Was ein Sozialpazifist
ist , und ob das etwas ganz besonders Verwerfliches
sein soll , weiß ich nicht recht . Wenn aber der Sozial -
Pazifismus ein Verbrechen ist , an dem die Genossen
Bernstein , Kautsky und Ströbel beteiligt sind ,
( die Arbeiterpolitik hätte auch die Genossen Haase
und Block nennen können , denn auch deren Namen

stehen an dem Kopf der von mir herausgegebenen
Korresvondenz ) , so wüßte ich nicht , warum ich mich
nicht s6 ) u! dig bekennen sollte . Daß ich l t e b e n s -

würdig sei , ist eine Anklage , deren Schärfe durch
die Seltenheit , mit der man sie gegen mich erhebt ,
einigermaßen abgeschwächt wird , und daß ich Aus -

ficht auf die Stimmen der bürgerlichen
Wähler in Niederbarnim hätte , ist vorläufig
nur eine sehr private Meinung des Bremer Blat -
tes . Mit den bürgerlichen Stimmen hat es bei
mir schon sehr stark gehapert , als ich seinerzeit für
die bürgerliche Demokratie kandidierte , und bis auf
weiteres hege ich einige Zweifel , ob die Bürger -
lichen von Niederbarnim mir günstiger gesinnt
sein werden , wenn ich als Kandidat der Unab -

hängigen Sozialdemokratie vor sie trete .

Ernsteren Charakter trägt schon der Vorstoß ,
den der Genosse Mehring im Stuttgarter „ So -
zialdemokrat " unternimmt . Mehring erklärt die¬

jenigen Mitglieder der Unabhängigen Sozialdemo -
kratie , die zur Gruppe „ Internationale " gehörten ,
wären Toren , „ wenn sie ruhig mit ansehen wollten ,

daß einer der sichersten unter den Wahlkreisen der

Unabhängigen Sozialdemokratie mit einer durch -
aus radikalen Wählerschaft einen parlamentari -
schen Vertreter erhalten soll , der . . . doch immer

auch während seiner knappen Parteitätigkeit eine

verhängnisvolle Neigung gezeigt hat ,
nach rechts zu steuern . "

Hätte Genosse Mehring diese Ausführungen ge -

macht , bevor mich die Vertrauensmänner des Krei -

ses Niederbarnim zum Kandidaten wählten , so
wäre nicht viel dagegen einzuwenden gewesen . Daß
aber nun nach erfolgter Aufstellung
und am Anfang eines Kampfes , der nur unter Auf -
bietung aller Kräfte gewonnen werden kann,� ein

Mann , der selbst in der Unabhängigen Fraktion
des preußischen Abgeordnetenhauses sitzt, unver -

blümt zur Aufstellung einer Sonderkandidatur

auffordert , ist in der Geschichte der sozialdemokra -
tischen Bewegung wohl ohne Beispiel . Aber ich
überlaste es den zuständigen Instanzen , sich mit

Mehring über diesen Punkt auszusprechen und

beschränke mich auf die Frage , wo und wann ich
die verhängnisvolle Neigung gezeigt habe , nach
rechts zu steuern . So etwas darf ein Politiker
nicht nur behaupten , sondern muß es auch im ein -

zelnen beweisen .
Ich habe den dringenden Wunsch , daß uns

weitere Auseinandersetzungen dieser Art in den

nächsten Wochen erspart bleiben . Nicht um meiner

Person , sondern um der Sache willen . Auf den

Ausgang des Wahlkampfes in Niederbarnim sieht
nicht nur Eroß - Verlin , sieht nicht nur Deutschland ,
sondern blickt die ganze internationale Sozial -
demokratie . Geht uns der Wahlkreis Stadthagens
verloren , so ist das ein s ch w e r e r S ch l a g f ü r

die Unabhängige Partei und für die

Werbekraft ihrer Ideen , und bis auf
weiteres möchte ich annehmen , daß auch diejenigen ,
die an meiner Person Anstoß nehmen , Bedenken

tragen , für eine Niederlage die Mitverantwor -

tung zu übernehmen . Es gilt jetzt für jeden Par -
teigenosten und für jeden , der den Regierungs -
sozialisten einen Triumph nicht gönnen will , alles

für den Sieg eines Kandidaten einzusetzen , der auf -
gestellt wurde , weil er sich zu den Grundsätzen des

internationalen Sozialismus be -

kennt .

2Bie es scheint , wollen die bürgerlichenParteien
am Kampfe nicht teilnehmen , sondern als Zu -
schauer beiseite stehen . Wir haben es nur mit den

Regierungssoziali st en zu tun , die neben -

bei den unglaublich komischen Trick anwenden , uns

als die Quertreiber und die Zersplitterer hinzu -
stellen . Es wird vor allem unsere Aufgabe sein ,
das hervorzuheben , was unsere Politik von der

ihrigen unterscheidet und wodurch wir den Völker -

frieden und der Völkersreiheit besser und wirk -

samer zu dienen glauben als jene . Wir haben
immer aufs neue die Unvereinbarkeit besten , was

sie die Grundsätze vom 4. August 1914

nennen , mit den Forderungen des internationalen

Sozialismus nachzuweisen . Die Grundsätze vom

4. August 1914 — das ist nicht nur der Begriff der

Vaterlandsverteidigung , wie er von bürgerlich -
kapitalistischer Seite aufgestellt und verstanden

wird , das ist der Burgfrieden , das ist der Verzicht
auf eine selbständige Politik der Arbeiterschaft , das

ist das Zusammengehen mit den bürgerlichen Par -
teien , das ist das Vertrauen auf eine dem sozialisti -
schen Proletariat wesensfremde Regierung , dgs ist
der Glaube an einen Parlamentarismus , der

noch dazu nicht einmal diesen Namen verdient , das

ist mit einem Wort die durch nichts�zu rechtferti¬
gende Kapitulation vor Mächten , die bis zum

äußersten zu bekämpfen Zweck und Wesen der Ar -

beiterbewegung bedeutet . >

Die Schärfe , mit der wir an der Politik der

Scheidemannpartei Kritik üben müsten , darf auch
nicht deswegen eine Milderung erfahren , weil sich
bei einigen ihrer Angehörigen neuerdings das Ge -

wissen zu melden scheint , und weil ihnen bestimmte
Konsequenzen ihrer Haltung vom 4. August 1914

unbehaglich zu werden beginnen . Nur des Beispiels
halber sei ein Aufsatz erwähnt , den ihr Kandidat ,
Herr Rudolf Wissel , vor einigen Tagen im

„ Vorwärts " veröffentlichte . Er jammert über die

Ausbeutung der Frauen und Kinder in den Be -

trieben und klagt , daß die Arbeiterschutzpolitik im

Laufe der dreieinhalb Kriegsjahre zu einem Trüm -

Merfeld geworden sei . Wissel hat ganz Recht . Aber

leider vergißt er zu erwähnen , daß an der Zer -

trümmerung des Arbeiterschutzes jene E e w e r k -

s ch a f t s f ü h r e r die Hauptschuld tragen , die sich
bei Beginn des Krieges willenlos die Hände bin -

den ließen , ja mehr als das , die infolge der inner -

politischen Maßregeln der kapitalistischen Regie -

rung als die Morgendämmerung des Sozialismus
begrüßten . Wurde damals nicht gejubelt : Sozia -
lismus wohin wir blicken ? Das Kor -

respondenzblatt der Eeneralkommission derEewerk -

schaften , deren Angestellter Herr Wissel ist, ent -

deckte , daß der Krieg im Gegensatz zu der bisherigen

Auffassung „ nicht g e s e l l s ch a f t s a u f -

l ö s e n d, s o n d e r n im hohen Maße g e -

sellschafts fördernd " wirke . „ In diesem
Stadium " , so schrieb es weiter , „ist aber der Krieg
eine Angelegenheit des ganzen Volkes , und er ist
wie kaum ein anderes Ereignis geeignet , soziali -
stisch zu wirken . "

Und noch im Jahre . 1916 , als der erste Rausch
doch etwas verflogen sein konnte , pries ein Kollege
des Herrn Wissel , Herr Paul Umbreit , in dem -

selben Korrespondenzblatt die Politik des

4. August : „ Sie ist eine Politik der organisa¬
torischen Hebrlng und Stärkung der

Widerstandskraft unseres Volkes

gegen die Niederringung Deutschlands mit anHeren
Mitteln als durch die Üeberlegenheit der Waffen .
Sie ist in Summa die Politik deutscher Selbster -
Haltung . "

Was will es da bedeuten , daß man sich jetzt
händeringend vor den Trümmerhaufen der Arbei -

terschutzvolitik stellt und Zweifel über die Hebung
und Stärkung der Widerstandsfähigkeit unseres
Volkes äußert ? Man jammert hier so gut wie in

der auswärtigen Politik nur über die Folgen des

eigenen Verhaltens und kann sich hier so gut wie

dort nicht dazu entschließen , offen die eigene Schuld
an dem Geschehenen zu bekennen .

Doch von diesen und anderen Sünden des Re -

gierungssozialismus wird noch häufig und noch
eingehend zu reden sein . Der Sieg über die Feinde
der Arbeiterbewegung ist nur zu erringen , wenn
wir grundsätzlich andere Wege einschlagen als die ,
die sich fälschlich als die Hüter alter Traditionen

und als die Fortfllhrer und Vollender der Klassen -
kampfpolitik des Proletariats aufspielen .

Jetzt gilt es , im Wahlkreise Niederbarnim den

Kampf aufzunehmen , der Schwierigkeiten bewußt ,
aber voller Vertrauen auf den durch eifrige Arbeit

zu erringenden Erfolg und gestärkt durch das Be¬

wußtsein unserer Kraft , das uns gerade die letzten
Wochen haben geben können . Betrachten wir es
als ein gutes Vorzeichen , daß der Wahltag , der
14 . März , der Jahrestag des Beginns der russi -
schen Revolution ist .

Aus der Keiuegung .
Die Klage der frühereu Borwärts - Redakteure

gegen Herrn Fischer und den Parteivorstand harrt
noch immer ihrer Erledigung . Am 2g. Januar war
ein erneuter Termin vor dem Kammergertcht angesetzt ,
der aber wiederum der Vertagung verfiel . Wie lange
werden die aus den ? „ Vorwärts " hinausgeworfenen
Uiedaktcure noch um ihr Recht kämpfen müssen . Tat -
sächlich hatten unsere Genossen der rechtmäßigen Redak -
tton vollen Anspruch auf ihr Gehalt , das Herr Fischer
anfänglich sogar schriftlich augesichert hatte , wenn auch
nur bis 1. April . Aber selbst dieses Versprechen löste
der von „ tiefem sozialen Empfinden " beseelte Mann
nicht ein . er bekam es sogar fertig , ohne jede weitere
Nachricht die versprochene Gehaltszahlung einzustellen ,
so daß die Hinansgeworfenen , die sich auf das Ver -
sprechen Fischers verlassen hatten , eines schönen Tages
plötzlich vor dem Nichts standen . Auch die seinerzeit
bei Ausbruch des Krieges einöchaltenen GeHalls -
abzüge sind nickt zurückerstattet worden , obwohl das
Kaufmannsgericht das ausdrücklich als Recht ancr
kannt hat . Inzwischen ist einer der Klagenden , Genosse
Stadthagcn , verstorben . Vielleicht sterben die andern
auch noch , ehe sie zu ihrem Rechte kommen . Tann kann
sich der Vorwärtsverlag an den unrechtomäßig vor
enthaltenen Geldern seiner früheren Angestellten be -
reichern .

Ans Stettin wird uns geschriebeu : „ Wenn Sie
es mir auch verübeln , aber das otub ich sagen : Nie
mals haben Sie die Interessen der Arbeiter so schleckt
vertreten wie gerade jetzt ! " Also sprach ein bürgcr
licher Stadtverordneter zu seinem abhängigen Kolsegen
Hänisch , der durch seine Wandlungsfähigkeit allen
Stettincr Genossen sattsam bekannt ist . Und der
Kritiker hat recht . In ihrem Wettrennen um die
Stimmen der Beamten haben auch die hiesigen Ab
hängigen sich immer mehr und mehr von ihren Wäh¬
lern cutfernt . Die in jener Stadtverordnctenversamm
lung zur Beratung stehende Vorlage bot vollauf Ge -
legcnheit . die Interessen der Arbeiter , wahrzunehmen .
Statt dessen sprach der ttmlerner Hänisch ganz allge -
mein von den Minbcrbemitteltc » und von den Kriegs -
nöten , unter denen die Schlechtbezahltim leiden . Die
bürgerlichen Siadtvcrtreter , die die Jntcresien der
Beamten energisch in Schutz nahmen , gingen näher
auf das Thema ein und schilderten die Notlage der
Angestellten in den lebhaftesten Farben und führten
Beispiele an , nach denen die Gcmcindcbeamten den
Staatsbeamten gegenüber jahrelang im Nachteil ge -
wescn seien , der zu einer Verschuldung des größreu
Teiles der Beamtenschast gesührt hätte . Das soll auch
nicht bestritten werden . Wie steht es aber mit den
Gcmeindearbeitern ? Fhnen ist eine tägliche Lohn -
zutage von I Mt . gewährt worden , die nach dem Kriege
wieder tn Fortsall kommen soll .

' Bon der sogenannten



TeusruttMiulage ftnS nur fit BeanÄen tmfl ttng « ° ( ittt We�etflen m Maffenyuartiere » ein , flft dke ein
stellten begliickt worden und ! ; war nach staatlichen Arbeiter pro Woche � Mk . zahlen soll . Die Angelegen -
Grundsätzen , d. h. , nach oben wird am meisten gegeben , hcit soll im Reichstage zur Sprache gebracht werden .
Kein Wort der Ärttie finden die Auchsozialisten an Eine gut ausgestattete Speise kam -
erner solchen Teuerungsvorlage , in der Angst . es mit m g x �tte der Kaufmann Jacques Vorchardt sich zu -
dem VurgeMum zu verderben . Ern » charferes Urteil , gelegt . ' Zlnd weil er seinen Hausmeister beschuldigte ,
wie . es der Bürger üche tollte , tonnte mu ntchr gefallt {,er Speisekammer einen Besuch abgestattet zu haben ,
� fc11' r�at-t ' t/ -?ieiL, cJuri e fÜBelunaentreue , zeigte dieser den Kaufmann als Hamster an . Bei einer
mit der nch die Stettincr Regterungssoztalistcn dem Durchsuchung wurden gefunden : 2 Zentner Hafermehl ,
Bürger tum an du : Rockschöße hangen und in Aus - g' / - Zentner Gerstengranpen , 65 Pfund Weizenmehl .
tchüssen für „ Bolksknnitabende zusammensitzen um 5g Pfund Honig , Ii ganze Schinken im Gewicht von
die Arbeiter , um die nch in Yriedenszeiten die Bour - fiber 120 Pfund , 15 Pfund beste Schlackwurst . 80 Pfund
geoisie nicht gekummerl hatte , zu „ bilden , - rasur Butter , 0 große Töpfe Schweineschmalz , 22 Pfund Reis ,
müssen die Umlcrner „ ch ihren neuen Freunden er - 21 Pfund Kaffeebohnen , 150 Eier und andere schöne
kenntlich zeigen . Dadurch erwacht der Konkurrenz - Sachen . Tie Folge war eine Anklage . Das Schöffen -
neld der Blockfreunde und augert sich dann tn botcm gericht hatte ihn seinerzeit zu 5300 Mark Geldstrafe

i ?01' " Bürgerlichen angerempelt und von verurteilt . Außerdem waren jene Schätze eingezogen
den Arbeitern mit Migtraucn betrachtet , so stehen die und der „ Wumba " zur Verfügung gestellt worden .
Abhängigen wie begossene Pudel da . Die Stettincr ( 5ilt Einspruch gegen das Urteil wurde vom Land -
Arbeiterichaft wirb die treffende Kritik , die in dem gewicht verworfen . Die Höchstpreise hätte B. beim
Stadtparlament geübt wurde , ihren „ Arbeiterver - Einkauf überschritten . Der Staatsanwalt bezeichnete
tretern " spater in Erinnerung bringen . V. als Hamster in Reinkultur . Bei einem solchen

Aus dem Wahlkreis Hanau — Bockenheim —Gel » - Vorrat läßt sich schon durchhalten .
hause » —Orb . Die RegierungsGzialisten im Wahl - , Der Verkehr in Groß - Berltu soll v er -
kreise gaben sich alle erdenkliche Mühe , um Erfolge zu teuert werden . Eine Kommission des Zweckverbandes

Q �nifendung oller arbeitet an einer Tariffestsetzung für die Straßenbahn »
Mittel ,n ihrer Agitation konnten ne die Arbeiter nicht während in der Eisenbahndirekt ' ion ein Dreizonentarif
wankend machen . Ties haben die Zerren eingesehen fgr die Stadt - und Ringbahn ausgearbeitet wird .

Mu v
�

ii er !rfv e heuptt Or/ifen '
brthett einmi Ermordet aufgefunden wurde vorige

S e kr e tär a naest c llt der den lahmen Gaul is Reaie " n 60 Jahre alter Schuhmachermeister in seinem

Frankfurter „ Volksstimme " berichtet , ist der Lithograph �
n,wt ergrinen .

«r t 1. t
Jean Rasch aus Langendiebach als Parteisekretär ein - ' ® ' n tragisches E n d e hat eine Arbeiterfrau

gestellt . Derselbe war eingezogen seit 10 « und im Schröder aus der Nostockerstraße 23 gefunden . Der

Osten als Soldat . Jetzt ist er direkt aus dem Heeres - Mann der Frau Schröder steht im Felde . Fünf

dienst entlassen , wohl durch Reklamation des P . B. Kinder siiid zu veriorgem Das »st heutzutage nicht

Als Ueberraschung bei dieser Allstellung ist zu ver - 1° leicht . Die Brotrationen und die Kartoffelratlonen

zeichnen , daß man den frühereu Parteisekretär Michael fmd sehr knapp . Der Hunger soll befriedigt werden .

Schnabrich . der sicher viel besser das Durchhalten predi - Ta kam die Mmter wie so viele andere Mütter auf

gen kann , so schnöde übergangen hat . Er hätte doch dc�. E' cdanken , von auswärts sich Kartoffeln zu ver -

Anspruch darauf gehabt , seine Tätigkeit im Kreise schaffen . Mit anderen Frauen fuhr ne in die Provinz

fortsetzen zu können . Jedenfalls waren doch ivichtige nach der Ostpriegnitz . Auf einem Rittergute Behlow

Gründe vorhanden , daß man davon Abstand nahm . �
hatte „ e . Glück , einen halben Zentner Kartoffeln zu

Jean Rasch ist bekannt als sachlicher Tcbatter ohne erhalten . Spat abends trat sch mit ihrer Last den Weg

persönlichen Untergrund . Trotzalledem wird er das
nicht erfüllen können , was die Hochleute von ihm ver -
langen . Die Genossen wollen nichts von den Führern
wissen , die während des Krieges die Interessen des
arbettenöeii Volkes preisgegebep haben und heute
weiter nichts alS die Geschäfte einer kapitalistischen
Regierung besorgcir . Daher der Name : Rcgierungs -
sozialiste «. Die Genossen allerorts werden jetzt erst
recht auf dem Posten sein , um für die unabhängige
Partei neue Kämpfer zu gewinne » .

Grotz - Kerlwer Chronik .
Die Gemeindesteuern im neue n G e -

schäftSjahre werden erneut erhöht werden . Die
Finangen der Groß - Berliner Gemeinden sind derart ,
daß mit den bisherigen Dteuerzuschlagcn nicht aus -
gekommen werden kann . Im letzten Jahre betrugen
die Zuschläge in Berlin 160 Proz . , in verschiedenen
anderen Gemeinden 170 Proz . Die Kämmerer der
großen Städte wollen einen Zuschlag von 190 Proz .
vorschlagen . Das sind Steuern , welche die Gemeinden
haben wollen , nm ihre nötigsten Ausgaben zu be -
streiten . Und das , obwohl die Gemeinden auf allen
Gebiete » die AuSgab « « auf das alleruotwendigste ein -
geangt haben .

Viel besser ernährt als früher sollen
jetzt die Gcmeindefchulkinder sein , behauptet dreist und
gvtteSsttrchtig in der letzten Sitzung des Vereins für
Schulgesundheitspslege der Eharlottenburgcr Schul¬
arzt Dr . Strelitz : ihr - Gesundheitszustand sei ganz aus -
gezeichnet . Der gute Mann sollte unsere Armenärzte
fragen , wie es in Wirklichkeit aussieht , die sind ganz
anderer Meinung wie er . Professor Hildebrandt , der
in der Versammlung referierte , legte die ungünstigen
Wirkungen des Krieges auf das ScelenleScn der
Kinder dar . Immer beuilicher werde die durch den
Kriegszustand verursachte Störung des Unterrichts -
betriebes und ver Erziehungsarbeit . Für höchst be -
öenklich würde Hildebrandt eine Wiederholung der
Verschickung aufs Land halten , weil von ihr eine er -
ueute schwere Schädigung des Schulbetricbes zu be -
fürchten sei . Störend hätten auch die Beteiligungen
an den militärischen Jugendübungen gewirkt , denen
anfangs nicht gern ein Schüler fernbleiben wollte .
Die Begeisterung habe längst nachgelassen .

Eine A r i e gsden k m ü nzc hat der Berliner
Magistrat von dem Bildhauer Klimsch anfertigen
lassen , die allen denen als Anerkennung übermittelt
werden soll , die während des Krieges im ehrenamt -
lichen Dienste auf deu verschiedensten Gebieten der
Kriegswohlfahrtspflege sich betätigt haben . Eine

solche Anerkennung ist kürzlich bereits allen den
Damen überreicht worden , die vom Anbeginn an in
der städtischen Bolksspeisung und der Schulkinder -
speisung ehrenamtlich gearbeitet haben . » Die Damen

erhielten eine Brosche gestiftet .

In Spandau ist es zwischen der Stadtverwal -

tung und der Militärverwaltung zu Disferengeu ge -
kommen . Anlaß dazu gibt die vom Feuerwerkslabo -
ratorium veranlaßte Verwendung von städtischen
Schulen zu Wohnunaszwecken . Durch die in die vielen
Tauseuöe gehende Arbeiterzahl in den Königlichen
Werkstätten herrscht in Spandau große Wohnungsnot ,
der abgeholfen werden soll . Die Stadt hatte vorge -
schlagen , den Offizieren nahezulegen , sich in tzbarlotten -
bürg Wohnungsmöglichkeit zu schassen , um dadurch
Luft zu bekommen für llnterbringung von Arbeitern .

Diesem Dorschlage schloß das Feuerwerkslaboratorium
sich nicht an . EZ verfügte vielmehr über den Kopf der
Stadtverwaltung hinweg über bestimmte Schulen , die
die Stadt nicht glaubte entbehren zu können und nch -

nach der nächsten Bahnstation Wattke an . Starke
Schneewehen führten sie vom Wege ab auf die Felder ,
wo die um ihre Kinder so besorgte Mutter schließlich
erschöpft zusammensank und vor Mattigkeit einschlief .
Die Schneedecke wurde ihr Leichentuch . Vergeblich
warteten zu Hause die Kinder auf ihre Mutter , sie
kam nicht . Vom 11. Januar ab suchte die Polizei nach
der Vermißten vergeblich . Jetzt fand ein Inspektor
des Gutes , von seinem Hund aufmerksam gemacht , die
tote Frau Schröder mit ihren Kartoffeln im Graben
zusammengesunken . Auch ein Opfer des Krieges !

Zeugengcsu ch. Personen , die am Sonntag ,
den 25 . November , gelegentlich der Friedcnskund -
gebung gesehen haben , wie in der Kaiser - Wilhelm -
Sttaße ein ' Mann von kleiner Statur mit dunkel -

grauer Joppe und weichem Hut verhaftet wurde , ins -
besondere , ob die Verhaftung von uniformierten oder

nicht uniformierten Beamten erfolgte , werden gebeten ,
ihre Adressen an das Büro des 4. Kreises , Stralauer
Platz 10/11 , gelangen zu lassen .

Die Stadtverordnete nsitzung in

Schöneberg beschäfttgte sich am 4. Februar nach
Einführung d » s bisherigen Kämmerers Machowicz in
das Amt des Bürgermeisters größtenteils mit Nach -
bewilligungeu und Genehmigung notwendiger Haus -
Haltsüberschreitungen . Bei Gewährung einer ein -

maligen Teuerungszulage an die städtischen Arbeiter
und Angestellten beanttagte Genosse Bernstein , diese

Zulage mit Rücksicht auf die unberechenbar sich stei -
gernde Teuerung in halbjährigen Perioden feitzu -
setzen , er zog jedoch diesen Antrag zurück , als durch
Stadtrat Molkenbuhr und Stadtverordneten Mohs
ausgeführt wurde , daß der Grundlohn der Arbeiter

sowieso eine größere Erhöhung ersahren soll . Genosse
Bernstein behielt sich jedoch erneutes Borgehe » vor ,
falls diese Zusage etwa ungenügende Erfüllung finden
sollte . Die Anmillmebedingungen für Einstellung von
Hilfskräften fflcUJcu vorderhand bestehen , jedoch sind
Kommissionsarbeiten in dieser Richtung vorgesehen .
Ein wichtiger , von der unabhängigen sozialdemokra -
tischen Stadtverordnetensraktion eingebrachter Antrag
hat die Unterstützung auch aller Mitglieder der söge -
nannten „ sozialdemokratischen Mehrhettspartei " gesini -
den . Derselbe lautet : „ Die Stadtverordnetenversamm -
lnng wolle beschließen , den Magistrat zu ersuchen , im
Namen der stlkdttschen Körperschaften bei der Reichs -

regierung , dem Preußischen Minister des Innern und
dem Oberkammando in den Marken Beschwerde da¬

gegen zu führen , daß beim Ausstände der Arbeiter -

schaft Groß - Berlins zugunsten des Friedens ohne
Annexionen und Konttibutionen den Arbeitern und
deren Verttauensleuten durch llnterdrttckung des

Vereins - und Versammlungsrechts jede ordnungs -
mäßige Beratung zum Schaden der Allgemeinheit un -

möglich gemacht wurde . " Dieser Antrag wird in der

nächsten Ttadtverordnctensitzung beraten werden .

- Ans der Zeit .
Ein Lehrer - Ehepaar als Einbrecher . In dem

schlesischen Städtchen Sorga » ist das Lehrer - Ehepaar
Leopold wegen zahlreicher Einbrüche verhaftet worden .

Die beiden waren seit langer Zeit gewerbsmäßig auf
Einbruch und Raub ausgegangen . In - großem Um -

fange betätigte sich der Lehrer als Kaninchendieb .
Seine Schüler ließ er in der Zeichenstunde die elter -

Nchen Kaninchenställe aufzeichnen : aus den Zeichnungen
unterrichtete er sich über die Möglichkeit eines Ein -

bnichs und darüber , ob sich der Einbruch lohnen werde .

Allmählich hatte sich der Verdacht gegen das diebische

Ehepaar so verdichtet , daß zu einer Haussuchung ge -

schritten wurde . Dabei wurde eine große Menge

gestohleiteu Gutes gefunden .

_ _ _

Arbetter - Kildnngsschnle .
Schickler skr aße 6. Eingang durch die kleine Tür

im Sisengitter .

Wegen unvorhergesehener Verhinderung des Geu .

Fritz K u n e r t mutzte am Sonntag , den 3. Februar ,

der vierte und letzte Vorttag über das Thema : Die

Kunst des Vornsprechens , ausfallen . Der

Vortrag wird am Sonntag , den 10 . Februar ,
abends 8 Uhr , nachgeholt .

Der Vortragszyklus der Geuossin Käte Duuker

über Erziehungsfragen beginnt somit erst

Sonntag , den 17. Februar .
Der Ticnstag - Kursus des Gen . Eduard Bern -

stein über das Völkerrecht nimmt jetzt wieder seinen

regelmätzigen Fortgang .

Nereius - NeranKaltunge « .
Freireliiilse Gemeinde Berti » .

Sonntag , den 10. Februar , v orm . SUHr,Pappel - Alleelö/17 ;
Neukölln , . Jdealkassno " , Weichselstr . 8; Oberschöneweide ,
Wilhelminenhosstr . 13 bei O. Pamp : „ Freireligiöse Vor¬
lesung " . — Vorm . lOVi Uhr , Kl . Frankfurlerstr . 6: Vortrag
von Herrn Ernst Däumiq : Wanderungen durch die Kirchen -
geschichle . XV. Pielistische , orthodore und liberalisterende
Strömungen in der evangelischen Staatskirche . — Gäste
willkommen .

Zugend « eihe in Neukölln .

Die Jugendweihe in Neukölln findet am

25 . März statt . Meldungen sind im Büro , Neckar -

strage 3, zu machen . Zur Teilnahme ist jeder be -

rechtigt ohne Rücksicht aus Parteizugehörigkeit . Es

wird gebeten , die Meldungen baldigst zu erstatten .

Ans den Organisationen .
Stralau . Der gemeinsame Zahlabend findet am

13. Februar 1918 , abends 8V» Uhr , bei Franz Schultz .
Markgrafendamm 6, statt und erwartet in Rückncht auf
die bevorstehende Reichstagswahl zahlreichen Beiuch

Die Bezirksleitung .

Spandau . Mittwoch , den 13. Februar , Zahladend
bei Mendt , Pichelsdorferstr . 5.

Quittung .
Für Parteizwecke : Kranzüberschuß Stadthagen von

den Kollegen und Kolleginnen der Firma Schwa ' tzkopff ,
Zmnewitzerstraße , 103,30 Mk . 7 Feldgraue aus Warschau
26 . 50 Mk 25 Mk. von Hausdienern der TeopichverwertungS -
gesellschaft für die Opfer des Massenstreik » durch P . Burx -
Hardt . Feldpost Schl . durch Vetter 3 Mk.

Für den Pressefonds : Feldpost Kühne 2 Mk .

4 . Kreis . Für die Partei : Ueberschuß von der

Kranzspende des Genossen Sladlbagen von den Arbeitern
und Arbeilerinnen der Auer - Geselischaft , Abt . L. , durch
M. Lehmann 200 Mk .

Sonntag , den 10 . Februar 1S18 . nachm . S Uhr :

ll >odliä ! itIltjn - 5»«jiÄwkilt
der Arbeiter - Schwimm- Vereine Nord , Welle ,

Freiheit , Söd - Ost
im Stadtbad Reukölln , Ganghoferstr . Sa .

Hierzu ladet freundlichst ein

Der Schwimm - Ausschuß .

Für die bei der Beerdigung unserer lieben Mutter

Emilie Zimonski
uns erwiesene Teilnahme und für die schöne Kranzspende
der 11. Abteilung ( S Kreis ) sprechen wir hierdurch unseren
herzlichsten Dank aus .

Emil Psttzner und Fra « .

Sem MM » «»serer ais Sem Kriegs-
schsiplag gesilleoen Senojjeil

Mahlverein Zleukölln .
Am 27. Dezember 19! 7 verstarb als Opfer des

Weltkrieges unser langjähriger Patteigenosse und

Funktionär , der Stuckaieur

Albert Kohl
Bergstr . 52/53 , 17. Bezirk .

Ehre seinem Andenken !

Uachruf .
Kvzialdem . Mahlverei » Aieder - Sarnim .

Bezirk Lichtenberg .

Am 16. Januar verstarb nach langem Leid « ,

unser Genosse , der Gastwirt

Paul Mehring
Gärtnersttaße , l . Viertel , 15. Gruppe .

im Altex von 46 Jahren .

Ehre seinem Andenken !

VmrfniTM�ch " y" »- *- - - - - -- - - - ' - rr - » » - ' f f htiie Berti » 0. 37, Schtckterfte . «. — wrack : W- urer * » t » « tck , » acka ao . U, «Sseatcker Sn « s «
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